
Lausanne, 22. Januar 2020

Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteil vom 10. Januar 2020 (8C_551/2019)

Delegation des Disziplinarverfahrens gegen Bundesanwalt: 
Bundesgericht tritt auf Beschwerde der AB-BA nicht ein

Das Bundesgericht tritt auf die Beschwerde der Aufsichtsbehörde über die Bundes-
anwaltschaft  (AB-BA)  im  Zusammenhang  mit  dem  Disziplinarverfahren  gegen
Bundesanwalt Michael Lauber nicht ein. Das Bundesverwaltungsgericht war im ver-
gangenen Juli zum Schluss gekommen, dass die AB-BA die Disziplinaruntersuchung
nicht an einen externen Leiter delegieren dürfe; es erachtete deshalb die Verfügung
des  Verfahrensleiters,  zwei  Anwälte  wegen  Interessenkonflikts  nicht  als  Rechts-
vertreter des Bundesanwalts zuzulassen, als nichtig.

Die  AB-BA  hatte  am  9.  Mai  2019  ein  Disziplinarverfahren  gegen  den  amtierenden
Bundesanwalt Michael Lauber eröffnet. Als Leiter der Disziplinaruntersuchung setzte sie
Professor Peter Hänni ein. Der Bundesanwalt teilte der AB-BA im Juli 2019 mit, dass er
Rechtsanwalt Lorenz Erni und Rechtsanwältin Francesca Caputo mit der Wahrung sei -
ner Interessen in diesem Disziplinarverfahren betraut habe. Der Leiter der Disziplinar -
untersuchung verfügte  in  der  Folge,  dass  Lorenz Erni  und Francesca Caputo  wegen
eines Interessenkonflikts nicht als Vertreter des Bundesanwalts zugelassen würden. Auf
die  dagegen  erhobene  Beschwerde  vom  Bundesanwalt  sowie  von  Lorenz  Erni  und
Francesca Caputo trat das Bundesverwaltungsgericht Ende Juli 2019 nicht ein; gleich-
zeitig stellte es aber fest, dass die Verfügung des Leiters der Disziplinaruntersuchung
nichtig sei, da die AB-BA keine Befugnis habe, eine Disziplinaruntersuchung auf externe
Personen zu übertragen.
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Die  AB-BA gelangte  dagegen  ans  Bundesgericht.  Sie  beantragte  unter  anderem die
Feststellung, dass sie zur Delegation einer Disziplinaruntersuchung befugt sei. Das Bun-
desgericht tritt auf die Beschwerde der AB-BA nicht ein. Diese kann aus Artikel 89 des
Bundesgerichtsgesetzes keine Beschwerdeberechtigung für  sich ableiten. Nicht  weiter
geprüft zu werden braucht unter diesen Voraussetzungen, ob für die AB-BA überhaupt
noch ein hinreichendes aktuelles und praktisches Interesse an der Beschwerdeführung
besteht,  nachdem sie  gemäss  ihren  eigenen  Vorbringen  die  Disziplinaruntersuchung
gegen den Bundesanwalt nunmehr "formell neu aufgestellt" fortführt.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Die Medienmitteilung dient zur Information der Öffentlichkeit und der Medien. Die 
verwendeten Formulierungen können vom Wortlaut des Urteils abweichen; für die Recht-
sprechung ist einzig das schriftliche Urteil massgebend. 

Das Urteil ist ab 22. Januar 2020 um 13:00 Uhr auf www.bger.ch   abrufbar: Rechtsprechung > 
Rechtsprechung (gratis) > Weitere Urteile ab 2000 > 8C_551/2019   eingeben.
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